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Funktionen und Zuständigkeiten
Die im Jahrbuch der Europäischen Integration 19841 dargestellten Funktionen
und Zuständigkeiten des Gerichtshofes sind im Berichtszeitraum unverändert ge-
blieben.

Neue Chancen durch die Einheitliche Europäische Akte

Möglichkeiten für einen Ausbau der europäischen Gerichtsbarkeit eröffnen sich
nunmehr aufgrund der am 17. Februar 1986 in Luxemburg unterzeichneten Ein-
heitlichen Europäischen Akte.

Nach dem neu in den EWG-Vertrag2 eingefügten Art. 168 lit. a) kann der Rat
auf Antrag des Gerichtshofes und nach Anhörung der Kommission und des Eu-
ropäischen Parlaments den Gerichtshof durch einstimmigen Beschluß ein Ge-
richt des ersten Rechtszuges beiordnen3. Die Zuständigkeiten dieses Gerichts
werden auf bestimmte Gruppen von Klagen natürlicher und juristischer Perso-
nen beschränkt bleiben; dieses Gericht wird demnach insbesondere über Klagen
von Beamten der Gemeinschaft, über Wettbewerbssachen (Kartell-, Beihilfen-
und Anti-Dumping-Verfahren) oder Schadensersatzklagen entscheiden. Die
rechtliche Nachprüfung der Entscheidungen des Gerichts wird dem Gerichtshof
als Revisionsinstanz obliegen. Für die von den Mitgliedstaaten und den Gemein-
schaftsorganen anhängig gemachten Klagen sowie für die Vorabentscheidungser-
suchen der nationalen Gerichte bleibt hingegen ausschließlich der Gerichtshof
zuständig.

Daneben sieht die Einheitliche Europäische Akte eine Ergänzung des Art. 188
EWGV vor, wodurch die Änderung bestimmter Regelungen der Satzung des Ge-
richtshofes erleichtert wird4. Das an sich für eine Satzungsänderung vorgeschrie-
bene förmliche Vertragsänderungsverfahren nach Art. 236 EWGV mit der dabei
erforderlichen Ratifizierung durch alle Mitgliedstaaten wird für vom Gerichtshof
vorzuschlagende Änderungen der Bestimmungen des Titels III der Satzung
durch einen einstimmigen Ratsbeschluß ersetzt. Entsprechende Vorschläge des
Gerichtshofes sind nach Inkrafttreten der Einheitlichen Europäischen Akte zur
Verkürzung der Verfahrensdauer zu erwarten. So wird vom Gerichtshof etwa er-
wogen, bei offensichtlich unzulässigen oder unbegründeten Klagen oder bei Vor-
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abentscheidungsersuchen, die bereits durch die Rechtsprechung des Gerichtshof-
es geklärte Fragen aufwerfen, nur im schriftlichen Verfahren ohne mündliche
Verhandlung zu entscheiden5.

Zusammensetzung

Nach dem Beitritt Spaniens und Portugals setzt sich der Gerichtshof nunmehr aus
13 Richtern und 6 Generalanwälten zusammen.

Mit Beschluß der Regierungen der Mitgliedstaaten vom 1.1. 1986 wurden für
Spanien Herr Jose Carlos de Cavalho Moitinho de Almeida bis zum 6. 10. 19886

und mit Beschluß der Regierungen der Mitgliedstaaten vom 15. 1. 1986 für Por-
tugal Herr Gil Carlos Rodriguez Iglesias bis zum 6. 10. 19917 zu Richtern am Ge-
richtshof bestellt. Als Generalanwalt wurde ebenfalls durch Beschluß der Regie-
rungen der Mitgliedstaaten vom 15. 1. 1986 Herr Jose Luis da Cruz Villaga aus
Portugal bis zum 6. 10. 1988 berufen8.

Der Gerichtshof bestätigte durch Beschluß vom 3. 10. 1986 Lord Mackenzie
Stuart als seinen Präsidenten für ein weiteres Jahr bis zum 6. 10. 1987 und er-
nannte Herrn Carl Otto Lenz für den gleichen Zeitraum zum Ersten Generalan-
walt9.

Im einzelnen ergab sich im Berichtszeitraum folgende Zusammensetzung des
Gerichtshofes:

Präsident: Lord Mackenzie Stuart
Erster Generalanwalt: Carl Otto Lenz
Erste Kammer: Präsident: Fernand Schockweiler; Richter: Giacinto Bosco

und Rene Joliet
Zweite Kammer: Präsident: Thomas Francis O'Higgins; Richter: Ole Due und

Kai Bahlmann
Dritte Kammer: Präsident: Yves Galmot; Richter: Ulrich Everling und Jose

Carlos de Cavalho Moitinho de Almeida
Vierte Kammer: Präsident: Konstantinos Kakouris; Richter Thymen Koop-

mans und Gil Carlos Rodriguez Iglesias
Fünfte Kammer: Präsident: Yves Galmot; Richter: Fernand Schockweiler,

Giacinto Bosco, Ulrich Everling, Rene Joliet, Jose Carlos de Cavalho Moitinho
de Almeida

Sechste Kammer: Präsident: Konstantinos Kakouris; Richter: Thomas Francis
O'Higgins, Thymen Koopmans, Ole Due, Kai Bahlmann, Gil Carlos Rodriguez
Iglesias

Generalanwälte: G. F. Mancini, Marco Darmon, Sir Gordon Slynn, Jean Mi-
scho und Jose Luis da Cruz Vilaca

Kanzler: P. Heim.

Statistisches

Im Berichtszeitraum hat der Gerichtshof 174 Urteile10 (1985: 211 Urteile) erlas-
sen, die sich auf die verschiedenen Sachgebiete wie folgt verteilen:
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- EGKS: 6
- EWG: freier Warenverkehr und Zollunion: 26, Freizügigkeit der Arbeit-

nehmer und soziale Angelegenheiten: 28, Niederlassungs- und Dienstlei-
stungsfreiheit: 7, freier Kapitalverkehr: 1, Wettbewerb: 8, Agrarpolitik: 17,
Steuerfragen: 6, Staatliche Beihilfen: 3, Gemeinsame Handelspolitik: 4, Ab-
kommen nach Art. 220: 3, Sonstige: 17.

- Klagen von Bediensteten der Organe: 48
Die Zahl der Verfahren wegen einstweiliger Anordnung nahm gegenüber den

vorangehenden Jahren weiter zu. Der Präsident des Gerichtshofes und die Kam-
merpräsidenten erließen 25 Beschlüsse. Im Berichtsjahr wurden 328 neue
Rechtssachen (1985: 433) beim Gerichtshof anhängig.

Wichtige Entscheidungen

Die folgende Übersicht beschränkt sich auf solche Entscheidungen des Gerichts-
hofes, die für die Entwicklung des Gemeinschaftsrechts von allgemeiner Bedeu-
tung sind.

Institutionelle Fragen

In zwei gegen das Europäische Parlament gerichtete Klagen bot sich dem Ge-
richtshof die Gelegenheit, zu Grundsatzfragen des Verfassungsrechts der Ge-
meinschaft Stellung zu nehmen. In seinem Urteil in der Rs 294/83" bejahte der
Gerichtshof die in früheren Urteilen noch offengelassene12 Frage nach der Passiv-
legitimation des Europäischen Parlaments für Nichtigkeitsklagen gem. Art. 173
EWGV. Obwohl nach dem Wortlaut dieser Bestimmung nur Handlungen des
Rates und der Kommission anfechtbar sind, führte der Gerichtshof aus, daß es
dem Geist des Vertrages, wie er in Art. 164 EWGV Ausdruck gefunden habe,
sowie dem Charakter der Gemeinschaft als Rechtsgemeinschaft widerspreche,
wenn gegenüber Maßnahmen des Europäischen Parlaments, die dazu bestimmt
seien, Rechtswirkungen gegenüber Dritten zu entfalten, nicht die Nichtigkeitskl-
age erhoben werden könne13. Den Hintergrund dieser Rechtssache bildete die
Klage der Partei ,,Les Verts - Parti ecologiste" gegen zwei interne Beschlüsse
des Europäischen Parlaments zur Verwendung von Wahlkampfmitteln anläßlich
der zweiten Direktwahl des Europäischen Parlaments im Jahre 1984. Der Ge-
richtshof erklärte diese Beschlüsse unter Hinweis auf die fehlende Zuständigkeit
des Europäischen Parlaments für nichtig; beim gegenwärtigen Stand des Ge-
meinschaftsrechts falle die Einführung und Ausgestaltung eines Systems der
Wahlkampfkostenerstattung noch in die Zuständigkeit der Mitgliedstaaten.

In der Rs 34/86 hatte der Rat, unterstützt von Großbritannien, Frankreich, Lu-
xemburg, den Niederlanden und der Bundesrepublik Deutschland als Streithel-
fer14, Klage gegen das Europäische Parlament wegen (teilweiser) Nichtigkeit des
Haushalts 1986 erhoben. Das Urteil des Gerichtshofes vom 3. 7. 198615 stellt ei-
nen vorläufigen Höhepunkt in der Rechtsprechung zum Haushaltsverfassungs-
recht der Gemeinschaft dar, von dem darüber hinaus weitreichende Auswirkun-
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gen auf das gesamte institutionelle System zu erwarten sind. Es enthält nicht nur
die Behebung mehrerer Rechtsmängel des Haushalts für 1986, sondern auch die
erste umfassende und verbindliche Auslegung des nur unvollkommen geregelten
Haushaltsrechts der Gemeinschaft. Daneben läßt das Urteil die Bereitschaft des
Gerichtshofes erkennen, dem Europäischen Parlament neben der Passivlegitim-
ation auch die Aktivlegitimation für Klagen nach Art. 173 Abs. 1 EWGV einzu-
räumen; denn indem der Gerichtshof die Notwendigkeit hervorhebt, die Rechte
der verschiedenen am Haushaltsverfahren beteiligten Institutionen zu wahren16,
deutet er zugleich an, daß auch die Rechte des Europäischen Parlaments vor
Verletzungen durch andere Organe zu schützen sind. Ein dritter verfassungspoli-
tischer Aspekt dieses Urteils liegt in der Tatsache begründet, daß der Gerichts-
hof in seinem Urteil bestimmte, vor allem politisch beeinflußte Teile des Haus-
haltsverfahrens wie etwa die Art der Berücksichtigung von Sondersituationen bei
der Aufstellung des Haushaltsplans, den Inhalt der Verhandlungen zwischen Rat
und Parlament über einen neuen Höchstsatz oder die Gründe, die das Zustande-
kommen einer Vereinbarung über einen neuen Höchstsatz verhindert haben, von
einer gerichtlichen Kontrolle ausnimmt und auf die Zuständigkeit der anderen
Organe verweist17. Dies kann als ein vorsichtig formuliertes Bekenntnis zur ,,po-
litical question-Doktrin" gedeutet werden, wie sie insbesondere vom US Su-
preme Court und vom Bundesverfassungsgericht praktiziert wird.

Grundrechte und allgemeine Rechtsgrundsätze

In zwei Urteilen zum Eigentumsrecht18 und zur Berufsfreiheit19 hat der Gerichts-
hof in Fortführung seiner Rechtsprechung zum Grundrechtsschutz erneut her-
ausgestellt, daß Eingriffe der Gemeinschaftsgewalt in grundrechtlich geschützte
Bereiche lediglich in dem Maße zulässig sind, wie sie zur Verwirklichung der im
Allgemeininteresse liegenden Vertragsziele gerechtfertigt und erforderlich sind
und den Wesensgehalt des berührten Grundrechts unangetastet lassen.

In einer Reihe von Urteilen hat der Gerichtshof neue Maßstäbe für die Beur-
teilung der Gleichbehandlung von Frauen und Männern gesetzt. Den Mittel-
punkt dieser Rechtsprechung bilden drei Urteile vom 26. 2. 198620, in denen sich
der Gerichtshof mit der inhaltlichen Tragweite des Art. 5 Abs. 1 der Richtlinie
76/207/EWG21 auseinandersetzt. Danach beinhaltet die Anwendung des Grund-
satzes der Gleichbehandlung hinsichtlich der Arbeitsbedingungen und der Ent-
lassungsbedingungen, daß Frauen und Männern dieselben Bedingungen ohne
Diskriminierung aufgrund des Geschlechts gewährt werden müssen.

Weitere Urteile befaßten sich mit der Frage der Vereinbarkeit des Ausschluss-
es von Teilzeitbeschäftigten von der betrieblichen Altersversorgung mit Art. 119
EWGV22, mit dem Kriterium der Schwere körperlicher Arbeit bei der Einstufung
von Arbeitskräften23 sowie mit dem Zugang von Frauen zu einer bewaffneten
Hilfspolizeitruppe in Nordirland24.

Die in den zurückliegenden Jahren erzielten Fortschritte auf dem Gebiet des
gemeinschaftsrechtlichen Grundrechtsschutzes haben das BVerfG veranlaßt, von
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seiner im „Solange-Beschluß" vom 29. Mai 197425 begründeten Rechtsprechung
zur Grundrechtsproblematik abzurücken. In dem einstimmigen (!) Beschluß des
Zweiten Senats vom 22. Oktober 198626 hat das BVerfG unter Hinweis auf die
Rechtsentwicklung in der EG eingeräumt, daß sich der gemeinschaftsrechtliche
Grundrechtsschutz dem Standard des Grundgesetzes so weit angenähert habe,
daß „der deutsche Marktbürger des zusätzlichen oder ergänzenden Grundrechts-
schutzes und seiner Vermittlung durch das BVerfG nicht mehr bedarf"27.

Gemeinsamer Markt

Freier Warenverkehr und Zollunion
Die im Berichtszeitraum ergangenen Urteile des Gerichtshofes zu den Art. 30

und 36 EWGV erweisen sich als Folgerechtsprechung zu dem für Art. 30 EWGV
grundlegenden Urteil „Cassis de Dijon"28. Drei Urteile des Gerichtshofes ver-
dienen besondere Erwähnung.

In seinem Urteil vom 28. 1. 198629 hatte sich der Gerichtshof mit einer Klage
der Kommission auseinanderzusetzen, in der Frankreich eine Verletzung des
Art. 30 EWGV vorgeworfen wurde, weil den Herstellern und Importeuren von
Maschinen und Geräten zur Holzbearbeitung die Beachtung bestimmter Sicher-
heitsvorschriften abverlangt wurde. Der Gerichtshof stellte, wie bereits in frü-
heren Fällen30, zunächst fest, daß es den Mitgliedstaaten grundsätzlich freistehe,
ein Erzeugnis, das bereits in einem anderen Mitgliedstaat zugelassen sei, einem
erneuten Prüfungs- und Zulassungsverfahren zu unterziehen. Diese Möglichkeit
sei jedoch unter dem Gesichtspunkt der Verhältnismäßigkeit dann ausgeschlos-
sen, wenn die eingeführten Erzeugnisse dasselbe Schutzniveau für die Benutzer
gewährleisten wie die im betreffenden Mitgliedstaat nach den dort geltenden Be-
stimmungen und technischen Anforderungen hergestellten Erzeugnisse. Damit
ebnet der Gerichtshof der Kommission den Weg zur Durchführung ihres im
Weißbuch angekündigten Konzepts, auf eine Harmonisierung in solchen Berei-
chen zu verzichten, wo ein gleichwertiges Sicherheitsniveau trotz unterschied-
licher Regelungen im Einzelfall garantiert ist. Wenn die Klage im konkreten Fall
dennoch keinen Erfolg hatte, weil der Kommission der Nachweis eines tatsäch-
lich bestehenden gleichwertigen Sicherheitsniveaus nicht gelang, so offenbart
dies zugleich die praktischen Schwierigkeiten, denen sich die Kommission auf ih-
rem eingeschlagenen Weg gegenüber sieht.

Die besondere Bedeutung zweier weiterer Urteile31 aus dem Bereich der Art.
30 und 36 EWGV liegt vor allem in der Parallelität der dort aufgeworfenen Fra-
gen mit denen des Rechtsstreits um das Reinheitsgebot für Bier32, dessen Aus-
gang vor allem in der Bundesrepublik Deutschland mit Spannung erwartet wird.
In den entschiedenen Fällen ging es um das Verbot des Inverkehrbringens von
Lebensmitteln, denen bestimmte Stoffe zugesetzt worden waren. In dem Urteil
heißt es dazu u. a., daß es Sache der zuständigen nationalen Behörden ist, in je-
dem Einzelfall unter Berücksichtigung der nationalen Ernährungsgewohnheiten
und der Ergebnisse der internationalen wissenschaftlichen Forschung darzule-
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gen, daß die von ihnen erlassenen Rechtsvorschriften erforderlich sind, um die in
Art. 36 EWG-Vertrag genannten Interessen wirksam zu schützen33.

Schließlich hatte der Gerichtshof nach 7 Jahren wieder einmal Gelegenheit,
zum Rechtfertigungsgrund der „öffentlichen Sittlichkeit" des Art. 36 EWGV
Stellung zu nehmen34. Die Firma Conegate Ltd. wollte aus Deutschland aufblas-
bare Puppen und andere erotische Artikel in das Vereinigte Königreich einfüh-
ren. Auf dem Flughafen wurde die Warensendung vom britischen Zoll unter An-
wendung des Zollbereinigungsgesetzes von 1876 beschlagnahmt, wonach die Ein-
fuhr anstößiger und unzüchtiger Waren verboten ist. Unter Hinweis darauf, daß
die Herstellung und Vermarktung gleichartiger einheimischer Produkte im Ver-
einigten Königreich nicht verboten sei, sah der Gerichtshof in seinem Urteil die
Voraussetzungen für eine Berufung auf den Rechtfertigungsgrund der öffent-
lichen Sittlichkeit als nicht erfüllt an. Ebensowenig verfing der Versuch des Ver-
einigten Königreichs, die Beschlagnahme über die Genfer Konvention über die
Unterdrückung des Verkehrs mit unzüchtigen Veröffentlichungen von 192335 zu
rechtfertigen; nach Art. 234 EWGV sei es den Mitgliedstaaten verwehrt, sich auf
eine vor Inkrafttreten des EWG-Vertrages geschlossene Übereinkunft zu beru-
fen, um Beschränkungen des Handels zwischen den Mitgliedstaaten zu rechtferti-
gen.

Freizügigkeit der Arbeitnehmer

Im Bereich der Freizügigkeit der Arbeitnehmer verdienen zunächst zwei zu Art.
48 Abs. 4 EWGV ergangene Urteile besondere Beachtung. In einem gegen
Frankreich gerichteten Vertragsverletzungsverfahren36 hat der Gerichtshof ent-
schieden, daß Frankreich gegen Art. 48 EWGV verstoßen habe, indem es Be-
stimmungen erlassen hat, nach denen nur französische Staatsangehörige in Dau-
erplanstellen für Krankenpfleger und Krankenschwestern an öffentlichen Kran-
kenhäusern eingewiesen und zu ordentlichen Inhabern dieser Stellen ernannt
werden können. Auf ein Vorabentscheidungsersuchen des Bundesverwaltungs-
gerichts37 entschied der Gerichtshof, daß ein englischer Studienreferendar, der
die für den deutschen Vorbereitungsdienst erforderlichen Qualifikationen erwor-
ben hatte, nicht mit der Begründung vom Referendardienst ausgeschlossen wer-
den könne, daß er aufgrund seiner englischen Staatsangehörigkeit nicht Beamter
werden könne.

Der Vorbehalt der Beschäftigung in der öffentlichen Verwaltung gelte nur für
solche Tätigkeiten, die mit der Ausübung hoheitlicher Befugnisse und mit der
Verantwortung für die Wahrung der allgemeinen Belange des Staates verbunden
seien.

Zwei weitere grundlegende Entscheidungen des Gerichtshofs betrafen die
Rechte der Partner von Wanderarbeitnehmern. In der Rechtssache ,,Reed"38

ging es um die Frage des Aufenthaltsrechts des ledigen britischen Partners einer
britischen Wanderarbeitnehmerin in den Niederlanden. Der Gerichtshof sprach
dem ledigen Partner ein solches Aufenthaltsrecht unter Hinweis auf Art. 7
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EWGV i. V. m. Art. 48 EWGV und Art. 7 Abs. 2 der VO 1612/6839 für den Fall
zu, daß ein Mitgliedstaat den ledigen Partnern eines ihrer Staatsangehörigen ein
entsprechendes Aufenthaltsrecht gewährt. In der Rechtssache ,,GÜL"40 entschied
der Gerichtshof, daß die Entscheidung der deutschen Behörden, einem zyprioti-
schen Staatsangehörigen, dessen britische Ehefrau sich als Wanderarbeitnehi..
rin in der Bundesrepublik aufhält, die ihm erteilte Erlaubnis zur Ausübung des
ärztlichen Berufs im Bundesgebiet nicht mehr zu verlängern, mit den Regeln der
Freizügigkeit nicht vereinbar ist.

Dienstleistungsverkehr

In vier am 4. 12. 1986 ergangenen Urteilen hat der Gerichtshof erste Grundli-
nien zum freien Dienstleistungsverkehr im Versicherungswesen niedergelegt.

In dem Vertragsverletzungsverfahren gegen die Bundesrepublik Deutschland41

hat der Gerichtshof entschieden, daß die Bundesrepublik dadurch gegen ihre
Verpflichtungen aus den Art. 59 und 60 EWGV verstoßen habe, daß sie die Ver-
sicherungsunternehmen der Gemeinschaft mit Ausnahme bei der Transportversi-
cherung durch das Versicherungsaufsichtsgesetz dem Erfordernis ihrer Nieder-
lassung in der Bundesrepublik unterwirft. Dies gelte jedoch nicht für Pflichtversi-
cherungen und für solche Versicherungen, für die der Versicherer entweder eine
ständige Präsenz aufrechterhalte, die einer Agentur oder Zweitniederlassung
gleichzusetzen sei, oder wenn der Versicherer seine Tätigkeit ganz oder vorwie-
gend auf das Hoheitsgebiet der Bundesrepublik ausrichte. Einen weiteren Ver-
tragsverstoß sieht der Gerichtshof darin, daß die Bundesrepublik für die Mitver-
sicherung auf Gemeinschaftsebene vorschreibe, daß der führende Versicherer,
wenn das Versicherungsrisiko in der Bundesrepublik belegen sei, dort niederge-
lassen und zugelassen sein müsse. Der Gesichtspunkt des Niederlassungs- und
Zulassungserfordernisses auf dem Gebiet der Mitversicherung führte auch in den
drei weiteren Vertragsverletzungsverfahren gegen Irland42, Frankreich43 und Dä-
nemark44 zur Feststellung eines Vertragsverstoßes durch den Gerichtshof.
Gleichzeitig betonte der Gerichtshof allerdings, daß der freie Dienstleistungsver-
kehr durch Vorschriften eingeschränkt werden dürfe, die im Allgemeininteresse
liegen, so daß eine vollständige Freiheit des Dienstleistungsverkehrs im Versi-
cherungswesen nur bei umfassender Harmonisierung der im Allgemeininteresse
liegenden nationalen Schutzvorschriften gewährleistet werden kann.

Wettbewerbsrecht
Die Rechtsprechung des Gerichtshofs zum Wettbewerbsrecht hat 1986 zwei her-
ausragende Grundsatzurteile hervorgebracht.

In dem Urteil „Pronuptia"45 hat der Gerichtshof erste Leitlinien im Hinblick
auf die Vereinbarkeit von Franchise-Verträgen mit Art. 85 Abs. 1 EWGV vorge-
geben.

Das Urteil ,,IATA"46 enthält grundsätzliche Aussagen zur Anwendbarkeit der
Art. 85 ff. EWGV auf den Luftverkehr sowie zur Vereinbarkeit der Festsetzung
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von Flugtarifen und nationalen Genehmigungsverfahren mit dem Gemein-
schaftsrecht. Auch ohne Erlaß einer Ratsverordnung im Wege einer Entschei-
dung nach Art. 89 EWGV darf die Kommission nun gegen die bestehenden Sy-
steme zur Festlegung der Flugpreise vorgehen. Die Unternehmen werden sich
nicht darauf berufen können, sie würden durch staatliche Stellen zu Preisabspra-
chen veranlaßt, weil die Preise einer Genehmigung unterlägen. Nicht entschie-
den ist jedoch, ob Art. 85 EWGV auch dann Anwendung findet, wenn ein Mit-
gliedstaat die von den Fluggesellschaften abgesprochenen Tarife nicht einfach ge-
nehmigt, sondern die Preise autonom festsetzt.

In weiteren Urteilen zum Wettbewerbsrecht hat der Gerichtshof seine frühere
Rechtsprechung bestätigt oder in einzelnen Punkten fortentwickelt. Dazu gehö-
ren das Urteil „Windsurfing"47, das sich mit der Zulässigkeit einiger Vertrags-
klauseln in Patentlizenzverträgen befaßt, das Urteil „Metro II"48, das sich erneut
mit der Freistellung des Saba-Vertriebssystems zu befassen hatte, sowie das Ur-
teil ,,AKZO"49, in dem der Gerichtshof für die Weitergabe von vertraulichen
Geschäftsdokumenten an beschwerdeführende Dritte im Kartellverfahren durch
die Kommission verlangte, daß dem betroffenen Unternehmen zuvor Gelegen-
heit zur Äußerung über die Vertraulichkeit der Dokumente gegeben werden
müsse.

Staatliche Beihilfen
Von den im Berichtszeitraum zu den staatlichen Beihilfen ergangenen Urteilen
verdient vor allem das Zwischenurteil in der Rechtssache „COFAZ S. A."50 be-
sondere Beachtung. Der Gerichtshof hat in seinem Urteil die bereits zur Klage-
befugnis auf dem Gebiet des externen Wettbewerbsschutzes aufgestellten
Grundsätze auf den Beihilfesektor übertragen. Danach kann ein Unternehmen
über Art. 93 Abs. 2 EWGV auch im Beihilfebereich zum Schütze seiner berech-
tigten Interessen eine Klage nach Art. 173 Abs. 1 EWGV erheben, ohne Adres-
sat der inkriminierten Entscheidung zu sein.

Vertragsverletzungsverfahren

Die Zahl der Vertragsverletzungsverfahren nach Art. 169 EWGV hat wie in den
Vorjahren weiter zugenommen. Die Kommission hat 516 neue Verfahren einge-
leitet (1985: 503, 1984: 454). Erfreulich ist, daß die Verstöße um ca. 30% zurück-
gingen, so daß lediglich noch in 164 Fällen die Kommission eine mit Gründen
versehene Stellungnahme abgeben mußte (1985: 233). In 71 Fällen sah sich die
Kommission gezwungen, den Gerichtshof anzurufen (1985: 113). 40 Vertragsver-
letzungsverfahren betrafen die Nichtübereinstimmung bzw. fehlerhafte Anwen-
dung von Richtlinien und 12 Verfahren Verstöße gegen die Grundsätze des frei-
en Warenverkehrs, wie sie in Art. 9, 30 und 95 niedergelegt sind. Dabei ergab
sich für die einzelnen Länder folgende Aufteilung:

Italien 18(11 RL), Belgien 15 (9 RL), Bundesrepublik Deutschland 11 (4 RL),
Griechenland 11 (4 RL), Frankreich 8 (5 RL), Luxemburg 4 (ausschließlich RL),
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Irland 2 (ausschließlich RL), Dänemark 1 (ausschließlich RL) und Vereinigtes
Königreich 1 (ausschließlich RL).

Im Berichtsjahr ergingen 30 Urteile des Gerichtshofes in Vertragsverletzungs-
verfahren, von denen 26 eine Verurteilung der Mitgliedstaaten ausgesprochen
haben.

Anmerkungen

1 Eberhard Grabitz, Der Gerichtshof, in: Jahr-
buch der Europäischen Integration 1984, S.
78-85, hier S. 78-80.

2 Art. 4 und Art. 26 EEA sehen gleichlautende
Ergänzungen des Montanvertrages (Art. 32
lit. d. EGKSV) und des Euratomvertrages
(Art. 140 lit. a EAGV) vor.

3 Vgl. Art. 11 EEA.
4 Vgl. Art. 12 EEA; entprechende Vorschrif-

ten für die beiden anderen Verträge enthal-
ten die Art. 5 und Art. 27 EEA.

5 Zu diesen Überlegungen s. Hans-Werner
Neye, Der Ausbau der europäischen Ge-
richtsbarkeit aufgrund der Einheitlichen Eu-
ropäischen Akte, in: Deutsches Verwaltungs-
blatt 1987, S. 1258-1261; H. Jung, Ein erst-
instanzliches Gericht für die Europäischen
Gemeinschaften, in: EuGRZ 1986, S. 229 f.

6 ABI. der EG, L 8 v. 11. 1. 1986.
7 ABI. der EG, L 18 v. 24. 1. 1986.
8 ABI. der EG, L 8 v. 11. 1. 1986.
9 ABI. der EG, L 8 v. 11. 1. 1986.

10 Diese Angaben sind dem Jahresbericht des
Gerichtshofes über seine Rechtsprechungs-
tätigkeit entnommen; der 20. Gesamtbericht
der Kommission führt hingegen 197 Urteile
für das Jahr 1986 an.

11 EuGH Rs 294/83, Les Veits - Parti ecologi-
ste/Europäisches Parlament, Urteil v.
23. 4. 1986.

12 Vgl. EuGH Rs 230/81, Luxemburg/Europä-
isches Parlament, Slg. 1983, S. 255/283;
EuGH Rs 295/83, Les Verts - Parti ecologi-
ste/Europäisches Parlament, Slg. 1984, S.
3331/3333.

13 A. a. O. (Anm. 11) Rdn. 25.
14 Die von einigen dieser Länder bereits einge-

reichten Klagen (Rs 18/86, Frankreich, Rs
19/86, Deutschland und Rs 23/86, Großbri-
tannien) wurden zurückgenommen.

15 EuGH Rs 34/86, Rat/Europäisches Parla-
ment, Urteil v. 3. 7. 1986. Vgl. dazu die

Anm. von Roland Bieber, Rechtswirkungen
und gerichtliche Kontrolle des EG-Haus-
halts, in: DVB1. 1986, S. 961-968.

16 Ebd. Rdn. 12 der Urteilsbegründung.
17 Ebd. Rdn. 38, 42, 45 der Urteilsbegründung.
18 EuGH Rs 116/82 Kommission/Bundesrepub-

lik Deutschland, Urteil v. 18. 9. 1986.
19 EuGH Rs 234/85, Strafverfahren gegen Franz

Keller, Urteil v. 8. 10. 1986.
20 EuGH Rs 151/84, Roberts; EuGH Rs 152/84

Marshall; EuGH Rs 262/84, Beets-Proper.
21 RL 76/207/EWG des Rates v. 9. 2. 1976 zur

Verwirklichung des Grundsatzes der Gleich-
behandlung von Männern und Frauen hin-
sichtlich des Zugangs zur Beschäftigung, zur
Berufsbildung und zum beruflichen Aufstieg
sowie in bezug auf die Arbeitsbedingungen,
ABI. der EG, L 39 v. 14. 1. 1976, S. 40.

22 EuGH Rs 170/84, Bilka-Kaufhaus, Urteil v.
13. 5. 1986.

23 EuGH Rs 237/85, Rummler, Urteil v.
1. 7. 1986.

24 EuGH Rs 222/84, Johnston, Urteil v.
15. 5. 1986.

25 BVerfGE 37, 271 ff.
26 Abgedruckt in: EuR 1987, Heft 1, S. 51-67.

Die Leitsätze des Urteils sind abgedruckt als
Dokument Nr. 4 in diesem Band. Vgl. dazu
die Besprechungen von H.-P. Ipsen, Das
Bundesverfassungsgericht löst die Grund-
rechts-Problematik, in: EuR 1987, Heft 1, S.
1-6, M. Hilf, Solange II: Wie lange noch So-
lange?, in: EuGRZ 1987, Heft 1/2, S. 1-7.

27 H. P. Ipsen, a. a. O. (Anm. 26), S. 2.
28 EuGH Rs 120/78, Slg. 1979, S. 649 ff.
29 EuGH Rs 3/86, Kommission/Frankreich.
30 Vgl. etwa EuGH Rs 272/80, Strafverfahren

gegen Frans-Nederlandse Maatschappij voor
Biologische Producten BV, Slg. 1981, S. 3277
ff.

31 EuGH Rs 304/84, Strafverfahren gegen C.
Muller, Urteil v. 6. 5. 1986; EuGH Rs
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247/84, Strafverfahren gegen L. Motte, Urteil
v. 26. 3. 1986.

32 EuGH Rs 178/84 Urteil vom 12. 3. 1987.
33 A. a. O. (Anm. 31), Tenor der Entschei-

dung.
34 EuGH Rs 121/83, Conegate Ltd./H. M. Cus-

toms & Excise, Urteil v. 11.3. 1986.
35 UNTS Bd. 47, S. 159.
36 EuGH Rs 307/84, Kommission/Frankreich,

Urteil v. 3. 6. 1986.
37 EuGH Rs 66/85, Lawrie-Blum, Urteil v.

3. 7. 1986.
38 EuGH Rs 59/85, Reed, Urteil v. 17. 4. 1986.
39 Verordnung (EWG) Nr. 1612/86 v.

15. 10 .1986 über die Freizügigkeit innerhalb
der Gemeinschaft, ABI. der EG L 257 v.
19. 10. 1986.

40 EuGH Rs 131/85, Gül, Urteil v. 7. 5. 1986.
41 EuGH Rs 205/84, Kommission/Bundesre-
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